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langte Auskunft zu geben zc. Bestände dieser Vorschlag als Gesetz, so würde
ganz gewiß nie ein politischerVerein unabhängiger, also auch nicht conservativer
Männer zu Staude kommen. Halten die Regicruugcn überhaupt politische Ver¬
eine für zulässig, sei es, weil sie ihnen als uuvcrmeidlich oder weil sie ihnen als
wüuscheuswerth erscheinen, so müssen sie mit von dem Vertrauen ausgehen, daß
das Volk von der Erlaubniß dazn keinen Mißbrauch macheu werde. Tritt ein
solcher Mißbrauch deuuoch ein, so haben sie jederzeit die Macht und die Mittel
und müssen sie haben, dem Mißbrauche zu steuern und dasjenige als Strafe
eintreten zu lassen, was als vorausgehendes oder gleichzeitig mit der Erlaubniß
ergehendes Gesetz einem Verbote und einer Täuschung gleichkommt.

Der Ausschuß schlägt u, a. noch vor, daß alleü Staats- nnd öffentlichen
Dienern von ihren Vorgesetztender Eintritt in politische Vereine solle untersagt,
der Austritt daraus besohle» werdeu können. Aber bei einem solchen Gesetz
wird kein Staats- und öffentlicherDiener je einem politischen Vereine beitreten;
wir wünschten aber nicht politische Vereine entstehen nnd in Thätigkeit zu sehe»,
von welchen sich alle Staats- und öffentlicheDiener, mit Ausnahme „der im
Dienst befindliche», bewaffneten Polizeibeamten," von vornherein ausschließen
würden.

Der graflich Bentinckfche Erbfolgestreit.

Die Grenzboten haben einige Mal über den berühmten Bentinckschen Pro¬
ceß, zwar nnr kurze, aber den Gegenstand, soweit er das größere Pnblicum
iuteressireu kauu, fast erschöpfende Mittheilungen gebracht, die sich mit Recht ans
die politische Seite des Processes, d. h. auf die Bestrebungen beschränkten,
die letzte Entscheidung desselben dem allein zuständigen Gerichte entzogen und
derselben hohen politischenBehörde übertrage» z» sehe», welche die Zuständigkeit
jenes Gerichtes zu allererst u»d einstimmiganerkannt hatte. Es wnrde aber zu¬
gleich bemerklich gemacht, wie diese durch Vvrurtheile nud Prvtectionen unterstützten
Bestrebungen, nachdem sie ihr Ziel fast erreicht zu habe» geschienen, immermehr
in ihr Nichts zusammengesunken seien, nnd wir dürfen es der Presse wol zum
Ruhme nachsagen, daß sie zur Erreichung dieses Ergcbuisses beigetragen habe.

Sieht man die Buudeötagsprvtvkvlle, welche sich zahlreich auf deu Bentinck¬
schen Proceß, d. h. ans die Bemühungen der einen Partei beziehen, einen Ge-
waltsprnch und eine Gewaltthat der Bundcsvcrsammlnng in demselben herbeizu¬
führen, näher an, so haben zwar vor 1848 einige damalige Bnndeötagsgesaudte,
uameutlich die H. H. von Pechlin und von Blittersdorff, nicht im Auftrage
und nach dem Willen ihrer Regierungen, sondern ans eigenem Antriebe, solche
Bemühungen eifrig unterstützt nnd der kleine Detmold iu Hannover hat ihnen
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als Neichsjustizministerauf plumpe Weise nachgeahmt, dennoch ist schon damals
nichts geschehen, woraus auf eine Absicht der Mehrheit der Bundesversammlung,
Cabiuetsjustiz iu der BentiuckscheuSache zu üben, geschlossen werden dürfte;
dagegen hat die seit 18S0 in der Bundesversammlung für diese Angelegenheit
niedergesetztebesondere Commission, welche ans tüchtigen Juristen besteht, —
während eö Männern wie Pechlin an jeder juristischen Bildung fehlte — sich
von Anfang an und zu wiederholten Malen entschieden gegen alle Anträge aus¬
gesprochen,welche offen oder versteckt eine directe oder indirecte Einmischung des
Bundestages in den rechtshängigen Proceß bezweckten.

Die letzte Aeußerung dieser Art, welche noch nicht öffentlich mitgetheilt worden,
kommt in einem „schließlichen Vortrage" vor, welchen der großherzoglichmecklen¬
burgische Buudestagsgesandte „Namens des für die BcntiuckscheAngelegenheit
niedergesetzten Ausschnsses" über eine von dem klägerischen und reclamantischen
Anwälte, v>'. K. N, Tabor zu Frankfurt a. M> uuterzeichuete„Weitere Vor¬
stellung des Grafen Will). Friedr. Christian von Bentin? (des Klägers im Pro¬
ceß) gegen die großherzoglicholdenburgischeStaatsregierung wegen der Herr¬
schaften Kniphansen nnd Varel" in einer der letzten Bundestagssitzungen erstattete.
Diese Aeußerung ist um so sprecheuder,als die Vorstellung sich nicht ans den
Proceß bezogen hatte und jene schwerlich bei dieser Gelegenheit erwartet worden
war. Die Aeußerung lautet: 2S. Sitz. § 229 v. i. Aug.: „III. Ebenso
wenig findet sich in den bisherigen Angaben und Aeußerungen, resp, des Necla-
inanten und der großherzoglichvldenbnrgischenRegierung, eine nähere Erörterung
der Frage, wer der rechte Vertreter ist, um die Rechte der gräflich Beutinck-
schen Familie und ihrer Besitzungen zu vertheidigen? Diese Frage ist gleichwol
iusoferu von präjudicieller Wichtigkeit, als es vor deren Richtigstellung einer
Entscheidung hoher Bundesversammlung hinsichtlich der sud I. nnd II, (Kompe¬
tenz des Bundes betreffend) erwähuteu Fragen nicht bedarf. Der Ausschuß
glaubt daher, obwol er bereits in dem von ihm in der 14. Sitzung v. ZI. Mai 18 32
abgestatteten Berichte, nach der diesem Berichte zu Grunde liegenden Auffassung,
über die Bedenken bei dem Legitimativnspunkte vorläufig .hinweggegangen ist,
die Erörterung dieses Punktes um so eher wieder aufnehmen zu müssen, als
eventuell eine Entscheidung über die zwcite der obigen Fragen auf die
uuab weisliche Nothwendigkeit führen würde, daß bei der Regulir ung
des verfassungsmäßigen Verhältnisses der Herrschaft Varel der
großherzoglichen Regierung ein solcher Vertreter der gräflich Ben-
tinckschen Rechte gegenüberstehe, welcher zweifellos und mit recht¬
licher Wirkung über diese Rechte zu unterhandeln nud zu präcisiren
legitimirt ist ... . Wenn der Neclamant allein als Vertreter der
Herrschaft Varel auftritt, so könnte unleugbar das von ihm herbeigeführte
Einschreiten der hohen Bundesversammlung späterhin wirkungslos werden, falls
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nämlich die von ihm behaupteten Berechtigungen, dem factischen Be¬
sitzer (dem Beklagte») gegenüber, definitiv nicht anerkannt werden.
Eben so wurden auf der andern Seite, wenn der factische Besitzer allein
auftritt, alle Handlungen desselben nngiltig und wirkungslos sein, falls er
nämlich definitiv gezwungen würde, den alsdann für unrechtmäßig erkannten Be¬
sitz dem Neclamanten (dem Kläger) abzutreten. Hieraus folgt, daß — bevor
nicht die Frage, wer der rechte Vertreter der Rechte und der Be¬
sitzungen der gräflich Bentinckschen Familie sei, zwischen dem
Neclamanten und dem factischen Besitzer außer Streit gestellt
worden— die hohe Bundesversammlung sich nicht für ermächtigt erklären kann,
ihre Einwirkung auf diese Angelegenheit eintreten zn lassen zc."

Hieraus geht unwidersprechlich hervor, daß die Bundesversammlnng, wenig¬
stens nach der Ansicht ihrer erwählten Commission, nnr denjenigen als recht¬
mäßigen Besitzer von Kniphausen nnd dem gesammten oldenburgischen Fideicommiß
anerkennen will, den das zuständige, und von der Bundesversammlung selbst durch
einstimmigenBeschluß v. 24. Juli 1828 als zuständig anerkannte Gericht dafür
erklären wird. Im Interesse des Klägers aber kann man nur bedauern, daß
sein Advocat Mittel und Wege einschlug, durch welche er für seine Clienten nichts
erreicht, wol aber alle unparteiischenNechtsfrennde aufgebracht uud im Pnblicnm
die Meinung verbreitet hat, daß er selbst daran verzweifele, ans dem Wege des
Rechtes den Sieg davon zu tragen.

Zur türkischen Frage.

In ganz kurzer Zeit hintereinander sind drei für die Abwickelung der orien¬
talischen Angelegenheit sehr wichtige Noten pnblicirt worden; die der englischen
Regierung zur Beantwortung der zweiten Nesselrodischen Note, die türkische mit
den Mvdisicatiousvvrschlägen,nnd die letzte russische Ablehnungsnote.

Was das Schriftstück betrifft, welches mit dem Namen des Lord Clarendon
gezeichnet ist, so hat das Pnblicnm vollkommenrecht, damit zufrieden zn sein.
Es ist sauber gearbeitet, und weist Pnnkt für Pnnkt mit großer leidenschaftloser
Objectivität die Unzulänglichkeit der russischen Ansprüche nach. Wäre es ein
Leitartikel iu einem größeren Journal, so würde sich nichts Erhebliches dagegen
einwendeu lassen, man tonnte ihm stilistisch seinen Beifall nicht versagen. Aber
von einer Weltmacht zn einer andern Weltmacht gesprochen, in einem kritischen
Augenblick, wo alle Welt die Hand ans Schwert gelegt hat, sieht dieser Artikel
doch etwas wunderlich aus. Es handelte sich doch wol nicht darum, daß die
Königin Victoria den Kaiser Nicolcms in einer öffentlichen Disputation von der
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